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Verkiindet

am 25. Juni 1958

Schorm, Justizangestellter
als Urkundsbeamter der
Geschdftsstelle

Im Namen des Volkes

In dem Entschiédigungsrechtsstreit

, PO @Psir., c/o
?

dei itudentin Blanksa

Klégerin, Revisionsklégerin und Revisionbeklagte,

- Progzefbevollmschtigter: Rechisanwalt G i»

gegen

die Freie Handestadt Bremen, jesetzlich vertreten durch
den Senator fiir Arbeit in Bremen,

Beklagte, Revisionsbeklagte und Revisionskligerin,

— ProzeBbevollméchtigter: Rechtsanwalt Dr. in
-str.

?

hat der IV. Zivilsenal des Bundesgerichtshofs auf die
miindliche Verhandlung vom 18. Juni 1958 unter Mitwir-
kung ¥on Senatsprdsident Ascher und der Bundesrichter
Raske, Johannsen Dr. v. Werner und Wilden

fiilr Recht erkannt:

Die Revision beider Parteien gegen das Urteil
des Entschéidigungssenats des Hanseatischen Oberlandes-
gerichts in Bremen vom 30. Oktober 1957 wird zuriick-
gewiesen,

Die aulergerichtlichen Kosten des Revisionsvers
fahrens werden gegeneinander aufgehoben. Gerichtli-
che Gebiihren und Auslagen werden nicht erhoben.

Von Rechts wegen



Tatbestgnd:

Die Kldgerin ist jludischer Abstammurig und am

’ 1931 in Lemberg geboren. Naych der Besetzung Lembergs durch
die deutschen Truppen im Jahre 1941 lebte 8ie mit ihrer Mutter
in dem dort eingerichteten jiidischen Ghetto. Am 25. Mai 1943
gelang es der Mutter, zusammen mit der Kldgerin gus dem Ghet-
to zu entfliehen und mit Hilfe falscher Papiere nach Warschau
zu gelangen. Die falschen Papiere legitimierten die KlHgerin
und ihre Mutter als nichtjiidische Polen und lauteten filr die
Kldgerin auf den Namen Sophic BEJp- Als die Kldgerin mit
ihrer Mutter bei einer Razzisa in Warschau aufgegriffen wurde,
wurden beide als polnische Ostarbeiterinnen in die Umgebung
von Bremen verschickt. Von 1943 bis zur Kapitulation wurden sie
bei verschiedenen Bauern und an anderen Arbeitsplédtzen in Bre-
men und Umgebung eingesetzt,

Die Klégerin, die fiir die Zeit des Aufenthalts im Lem-
berger Ghetto bereits Haftentschiddigung erlangt hat, begehrt
weitere Haftentschidigung fiir die Zeit ihres Aufenthalts in
Deutschland vom 26. Mai 1943 bis 26. April 1945. Durch Bescheid
des Landesamts fir Viedergutmachung der Freien Hansestadt Bre-
men - Entschédigungsbehdrde - vom 12. November 1955 ist der
Antrag der Klégerin abgelehnt worden.

Die Klégerin hat nunmehr mit Schriftsatz vom 12. Mai 1956
Xlage erhoben.

Sie behauptetl,siec habe wdhrend ihres Aufenthalts in
Deutschland nicht nur in der Illegalit#ét, sondern auch unter
menschenunwlirdigen Bedingungen gelebt., Sie sei im Zeitpunkt
ihrer Ankunft in beutschland erst 12 Jahre alt gewesen und ha-
be bei den Bauern K@ uwnd B@P uwnd an den anderen ihr
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zugewiesenen Arbeitsplédtzen schwere - fiir sie als Kind vdllig
ungewohnte - Arbeiten verrichten milssen, Sie sei von ihren Ar-
beitgebern miBhandelt worden und habe in einem nicht heizbaren
Raum unter dem Dach schlafen milssen. AuBerdem habe sie ihre Mut-
ter als Tante angeben milssen. Weiter habe sie stidndig damit rech-
nen missen, daf sie und ihre Mutter als Jildinnen erkannt und in
ein Konzentrationslaeger verbracht wlirden. Sie habe deshaldb in
der ganzen Zeit unter schwerster seelischer Anspannung leben
missen. '

Die Kléagerin hat daher beantragt, ) ab '

ihr eine Haftentschédigung fiir die Zeit vom 25. Mai
1943 bis .26. April 1945 2zu gewdhren.

+

Die Beklagte hat beantgagt,

die Klage abzuweisen.
Sie bestreitet, daB die Kldgerin menschenunwiirdig behan-
delt worden sei.

_ Das Landgericht hat die Bgklagte verurteilt, der Klédgerin

3.450 DM als Haftentschidigung fiir die Zeit vom 26. Mai 1943 bis
zum 26. April 1945 zu zahlen. Ayf die Berufung der Beklagten q) '
hat das Oberlandesgericht das Urteil des Landgerichts gedndert
und die Beklagte zur Zahlung einer Haftentschidigung in Hohe
von nur 1.650 DM verurteilt, den weitergehenden Klageanspruch
dagegen abgewiesen. -

Gegen dieses Urteil haben beide Parteien Revision einge-
legt. Die Klégerin erstrebt mit dem Rechtsmittel die Wiederher-
stellung des landgerichtlichen Urteils, die Beklagte weiterhin
eine Abweisung der Klage in vollem Umfang. Beide Parteien bean-
tragen, die gegnerische Revisioﬁ gurickzuweisen.
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Entscheidungsgriinde:

I,

Die Revision, die das Oberlandesgericht zugelassen hat,
ist von beiden Parteien rechtzeitig und unter Wahrung der ge-
setzlichen Formvorschriften eingelegt. Das beklagte Land hat
die Revision. durch ein Telegramm ihres Prozefbevollméchtigten
eingelegt, dessen Inhalt dem Revisionsgericht am letzten Tage
der Revisionsfrist durch Fernschreiben iibermittelt ist. Damit
ist die Revisionsfrist gewahrt. Die Revision wiirde iibrigens
~ als AnschluBrevision - auch noch rechtzeitig eingelegt sein,
wenn sie erst mit dem Eingang des Telegramms selbst beim Bun~
desgerichtshofs am 5. M#rz 1958 eingelegt wire, da zu diesem
Zeitpunkt die Begrindungsfrist fitr die Revision der Illégerin:
noch lief, Lie\Beklagte hat ihre.Revision auchiinnerhald der
Angschluffrist begrindet (§ 556 ZP0),

II1.

Das Berufungsgericht hat festgestellt, daB die Klédgerin
wihrend ihrer Tétigkeit bei dem Bauern K (1. Juli 1943
bis 15. April 1944) und B (Ende Oktober 1944 bis Hitte
Januar '1945) unter menschenunwiirdigen Bedingungen in der Ille-
galitédt gelebt habe, so daB ihr diese Zeit gemdB § 47 BEG ein
Anspruch auf Entschédigung wegen Freiheitsbeschrinkung zustshe.

Hiergegen wendet sich die Revision der Beklagten. Sie
macht zundchst geltend, daB die vom Berufungsgericht aly men-~
schenunwiirdig gekennzeichnete Lebensweise der Kldgerin widhrend
ihrer Ttigkeit bei K{iijp wod BRGNP nicht durch die Ille-
galitdt sondern durch den Arbeitseinsatz als Polin bedingt ge-
wesen sei, In einem solchen Falle konne, wie der Senat in sei-
ner Entscheidung vom 11. Juli 1956, RzW 1956, 334 ausgesprochen
habe, eine Entschddigung wegen Freiheitsbeschrinkung nicht ge-
wehrt werden.
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Es kann dahin stehen, ob die angefiihrte Entscheidung auf
dieser Auffassung, die die Revisioh daraus entnimmt, beruht. In
seinen spidteren Entscheidungen vom 9. Januar 1957, RzW 1958, 88
und vom 15. November 1957, RzW 1958, 150, die ebenfalls den Fall
betrafen, daB eine als Polin getarnte Jidin als Zwangsarbeiterin
nach Deutschland verschickt war, hat der Senat den Anspruch auf
Entschddigung wegen Freiheitsbeschrédnkung unter der Vorausset-
zung filir begriindet erachtet, daB die Lebensweise der in der Il-
legalitdt lebenden Person.- infolge der &uBeren Lebensbedingun-
gen, denen sie unterworfen war, insbesondere im Hinblick auf
die Behandlung, die ihr von ihrer Umwelt zuteil wurde, men—
schenunwiirdig war. Dabei ist nicht ausgesprochen, daB als wei-
tere Voraussetzung die Bedingtheit des menschenunwiirdigen Da-
seins durch die Illégalitat hinzukommen miisse. Damit hat der Se-
nat zum Ausdruck gebracht, daB eine solche Bedingtheit kein Er-
fordernis fiir den Anspruch aus § 47 BEG ist. Im vorliegenden Fall
wiirde es ilibrigens auf diese Frage deshaldb nicht ankommen, weil
hier die menschenunwiirdigen Bedingungen, unter denen die Klige-
rin nach der Feststellung des Berufungsgerichts gelebt hat, je~
denfalls teilweise auf dem Umstand beruhten, daB die Klégerin die
Wahrheit ilber ihre Perstnlichkeit, insbesondere iiber ihr wirkli-
ches Alter und iiber ihr Verwandtschaftsverhdltnis zu ihrer Mut-
ter verheimlichen muBte. Sie wurde debBhalb fiir ein Mddchen im
Alter von 14 Jghren angesehen, obwohl sie zwei Jahre jiinger war,
und zu Arbeiten herangezogen, denen sie nach ihrer korperlichen
Entwicklung nicht gewachsen war. Ersichtlich will auch das Be-
rufungsgericht feststellen, daB auch die MiBhandlungen, die die
Kldgerin erlitten hat, durch die Annahme ihrer Arbeitgeber mit
veranlaBt waren, da8 man von ihr die Leistungen eines un zwei
Jahre dlteren M&dchens verlangen kénne.

>

Die Revision der Beklagten greift auch die erdrterten tat-
sdchlichen Feststellungen des Berufungsgerichts mit der Begriin-
dung an, daB das Berufungsgericht unter Verletzung des § 286 2P0 °



die Beweiswiirdigung nicht unter Beriicksichtigung des gesamten
Inhalts der Verhandlungen und des Ergebnisses der Beweisaufnah-
me vorgenommen und zum Teil auch nicht im -Urteil die Griinde an-
gegeben habe, die fiir die richterliche Uberzeugung leitend ge-
wesen seien.

Die Riige ist nicht begriindet. Das Berufungsgericht hat

das Ergebnis der Beweisaufnahme gewiirdigt und dargelegt, worauf
seine Uberzeugung sich griindet. DaB es dabei ein bestimmtes Vor-
bringen der Parteien oder einen Teil der Zeugenaussagen nicht

beriicksichtigt habe, vermag die Revision der Beklagten nicht *
" schon mit dem Hinweis darzutun, daB das Berufungsgericht nicht
alle Einzelheiten der Zeugenaussagen erdrtert hat. Wie der Se-
nat wiederholt ausgesprochen hat, bedarf es fiir eine einwand-
freie Wiirdigung der Sach- und Rechtslage durch das Berufungsge-
richt nicht eines ausdriicklichen Eingehens auf jedes einzelne
. Vorbringen der Partei oder jeder einzelnen Zeugenaussage und
einer ausdriicklichen Auseinandersetzung damit, wenn sich nur
aus den Urteilsgriinden ergibt, daB eine sachentsprechende Be-
urteilung iiberhaupt stattgefunden hat (BGHZ 3, 162 = IM HNr. 1
zu § 286 (D) ZP0). Mit den Ausfilhrungen, die die Revision der
Bgklagten zu diesem Punkt macht, erstrebt sie in Wirklichkeit
eine andere Wilrdigung des Beweisergebnisses als sie vom Beru-
fungsgericht vorgenommen ist., Damit kann sie im Revisionsrechts-
zuge nicht gehtrt werden. '

Das Berufungsgericht hat dem Entschiédigungsanspruch der
Kligerin entsprechend den Vorschriften der §§ 48, 45 BEG nur
fiir die Zeit stattgegeben, wihrend der sie nach seiner Feststel-
lung unter menschenunwiirdigen Bedingungen gelebt hat, némlich
fiir die Zeit, in der sie bei ‘den Bauern K¢y vnd SEEED ve-
schéftigt war. DaB sie auch widhrend ihrer Beschéftigung auf an-
deren Arbeitsplédtzen unter menschenunwiirdigen Bedingungen gelebt
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habe, konne nicht festgestellt werden. Die Revision der Kldge-
rin meint, diese Feststellung sei unter Verletzung der amtli-
chen Ermittlungspflicht des Gerichts (§ 176 BEG) getroffen.

Die Kldgerin habe bei ihrem damaligen Alter von 12 1/2 bezw.

13 1/4) Jahren auch als Fremdarbeiterin iiberhaupt nicht in eine
Arbeitsstelle eingewiesen werden diirfen.

Diese Rijge ist nicht begriindet. Das Berufungsgericht hat
nicht verkannt, daB schon die Tatsache der Zwangsverschickung
und der Zwangsarbeit in Deutschland fiir die Kldgerin im Hin-
blick auf ihr jugendliches Alter eine besondere Hirte bedeutete,
Es fihrt dasu die Aussage der Zeugin Sch. an, dag 12jsdhri-
ge Madchen nach den gelienden Bestimmungen iiberhaupt nicht zum
Arbeitseinsatz gekommen wédren. Das gwang aber nicht zu der Fol-
gerung, daB die Klégerin wihrend der ganzen Dauer ihres Arbeits-
einsatzes in Deutschland in Bezug auf ihre &HuBeren Verhdltnis-
se, also insbesondere in Bezug auf Arbeitsbedingungen, Verpfle-
gung, Unterkunft und Behandlung durch die Umwelt zu einer men-
schenunwiirdigen Lebensweise genttigt gewesen sei. Mir die zwi-
schen ihrer Tdtigkeit bei den Bauern K(P und @R lic~
gende Zeit und fiir die Zeit nach der Beendigung ihrer Beschiéf-
tigung bei ’ hatten sich weder aus dem eigenen Vortrag
der Kldgerin noch aus der Beweisaufnahme Anhaltspunkte fiir ei-
ne solche Annahme ergeben. Es bestand deshalb fiir das Gericht
kein AnlaB, in dieser Richtung weitere Ermittlungen anzustel-
len, Die Aufklarungspflicht des Gerichis, auf die die Klégerin
gich beruft, entbindet, wie der Senat wiederholt ausgesprochen
hat, die Parteien nicht von der Verpflichtung, ihrerseits alle
ihnen bekannten Tatsachen vorzutragen, die als Grundlage fiir
den erhobenen Entschiidigungsanspruch in Betracht kommen oder
doch als Hinweise und Ankniipfungspunkte fiir weitere sachdien-
liche Ermittlungen des Gerichts dienen ktnnen. Bietet der Vor-
trag der Parteien keinerlei Anhaltspunkte in dieser Richtung,
80 kann vom Gericht nicht erwartet werden, daB es allen nur




denkbaren litglichkeiken nachgeht, die vielleicht zur Peststel-
lung der erforderlichen tatsidchlichen Anspruchsvoraussetzungen
filhren konnen. Diese Einschrédnkungen der amtlichen Ermittlungs-

pflicht gilt, wie Haueisen in der DRiZ 1958, 162 (Ziff. 10) un-

ter Hinweis auf den BeschluBl des V. Zivilsenats des Bundesge-
richtshofy vom 8. Midrz 1955, MDR 1955, 347, 349 zutreffend dar-
gelegt hat, fiir alle Verfahren, in denen der Grundsatz der

Amtsermittlung Platz greift (Verfahren der Freiwilligen Ge-

richtsbarkeit, der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit so-
wie der Sozialgerichtsbarkeit).

Im vorliegenden Fall hatte das Berufungsgericht umso we-
niger AnlaB, danach zu forschen, ob die Kligerin auch auf ande-
ren Arbeitsplédtzen unter menschenunwilrdigen Bedingungen gelebt
habe, alg sie fiir die Dauer ihrer Beschiéftigung bei K¢
und BB eine Reihe bestimmter Einzelumstiénde angefilhrt hat-
te, die den SchluB auf ein Dasein unter menschenunwiirdigen Be-
dingungen wdhrend dieser Zeit zulieBen. Daraus konnte das Be-
rufungsgericht folgern, daB derartige Umsténde fiir die iibrige
Zeit von der Kldgerin deshalb nicht behauptet und von ihrer Mut-
ter deshalb nicht bekundet seien, weil es an solchen in dieser
Zeit gefehlt habe,

Die Revision der KlHgerin bittet vor allem, die in mehre-
ren Entscheidungen des Senats vertretene und auch vom Berufungs-
gericht seiner Entscheidung zugrunde gelegte Auffassung zu iiber-

prifen, daB die seelische Belastung, der ein in der Illegalitét

lebender Jude durch die stindige Furcht vor der Entdeckung und
ihren PFolgen ausgesetzt war, nicht ausreiche, um das gesetzli-~
che Erfordernis eines Lebens unter menschenunwiirdigen Bedingun-
gen als erfiillt anzusehen. Es besteht jedoch keine Veranlassung,
von der bisherigen Rechtsprechung in dieser Fragé abzugehen., Auf
die dazu in den frilheren Entscheidungen inkbesondere RzW 1956,
334, 1957, 88 und 1958, 150 gegebene Begriindung kann hier ver-
wiesen werden. Neue, nicht bereits in diesen fritheren Entschei-
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dungen erorterte Gesichtspunkte sind von der Revision der Klé&-
gerin nicht vorgetragen und auch in der von ihr angefithrten
Entscheidung des Kammergerichts (RzW 1957, 369) nicht enthal-~
ten. Die Bntscheidung des Oberlandesgerichts Frankfurt vom 17.
Mei 1957, RzW 1957, 370, auf die die Revision der Kligerin fer-
ner hinweist, ist durch das bereits erwihnte Urteil des Senats
vom 15. November 1957 aufgehoben,

Es kann gewiBl nicht bestritten werden, daB.die seelische
Lage eines in der Illegalitdt lebenden Juden, der in der stin-
digen Furcht leben muBte, entdeckt zu werden, und deamit wie-
der dem mdrderischen Zugriff seiner Verfolger preisgegebén zu ®)
sein, an sich schon menschenunwiirdig ist. Das Gesetz will aber
ersichtlich den im letzten Halbsatz des § 47 BEG geregelten
Entschddigungsanspruch nicht schon um dieser mit der Illegali-
tdt immer verbundenen seelischen Not willen gewdhren., Denn in
Bezug auf sie unterschied sich die Loge des in der Illegalitat
lebenden Juden grundsiétzlich nicht von der jedes anderen Juden,
der "legal" im Machtbereich und unter den Augen der nationalso-
zialistischen Machthaber leben muBte. Wer sich zu dem VWeg in die
Illegalitat entschloB, tat dies in der Hoffnung, damit seine
Aussicht, dem Vermichtungswillen der nationalsozialistischen
Gewalthaber schliefflich entrinnen zu konnen, 2zu verbessern. In
seinen duBlereh Verhdltnissen traten damit in aller Regel ein- q%
schneidende Verénderungen ein. Dem allgemeinen Verfolgungsdruck
aber war er nunmehr grundsitzlich nicht stédrker ausgesetztals
vorher. Fiir die durch diesen allgemeinen Verfolgungsdruck er-
littene seelische Bedréngnis sieht aber das Gesetz eine Enti-
schidigung ebensowenig vor wie fiir einen nur darauf beruhcnden
Schaden an Kdrper und Gesundheit. Es ist deshalb von der allge-
meinen durch eine strenge Abgrenzung der Entschidigungstatbe-
stdnde gekennzeichneten Zielsetzung des Gesetzes aus nur folge-
richtig, dafl das Leben in der Illegalitdt und der damit verbun-
dene seelische Druck - als einer Form des allgemeinen Verfol-
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gungsdrucks - allein zur Begriindung von Entschiédigungsansprii-
chen wegen erlittener Freiheitsbeschriéinkung nicht ausreichen
so0ll, solche AnsPrﬁéhe vielmehr nur dann begriindet sein sol-
len, wenn - entsprechend den konkreten VerfolgungsmaBnahmen -
BuBere Umstinde hinzutreten, die seinem Leben auch #uBerlich
den Stempel eines menschenunwiirdigen Daseins aufdriicken.

Nach allem konnte die Revision beider Parteien keinen
Erfolg havben. Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 209
Abs. 1, 225 BEG, 92 ZPO.

Ascher Raske Johannsen
v. Werner Wilden

75



	CÄO

	ff


